
benötigen, steht bis heute auf keiner Agenda. Dabei hätte 
Griechenland eine gute Basis an Forschern und Entrepre-
neuren, die das Land voran brächten, wenn man sie nur 
ließe.

Hinzu kamen von Anfang an atmosphärische Störungen: 
Der Umgang der Troika mit den griechischen Regierungen 
war alles andere als kooperativ. Statt mit den Griechen 
gemeinsame Ziele zu definieren, machten die Kontrolleure 
Vorgaben. Einzelne „Projekte“, wie die neue Immobilien-
steuer, haben sich als substantielle Fehler erwiesen. Solche 
Bestandssteuern mögen leicht zu erheben sein, sie haben 
aber katastrophale Verteilungswirkungen. Für weniger 
Wohlhabende, deren Haus ihr ganzes Vermögen ist, bedeu-
tet eine solche Steuer häufig die Pleite. 

Aber auch der Umgang der griechischen Regierungen mit 
der Troika war schlecht. Versuche, die Vereinbarungen zwi-
schen Gläubigern und Griechenland inhaltlich in irgendei-
ner Form zu verhandeln, gab es aus Athen nicht. Stattdes-
sen wurde die Troika in der griechischen Öffentlichkeit als 
„Besatzer“ dargestellt. Die Vorschläge der Troika wurden 
nie als Chance begriffen, das Land zu modernisieren. Daher 
steht Griechenland da, wo es von einer populistischen 
Regierung übernommen wurde, die schlicht konstatiert: 
„Griechenland wurde kaputt gespart“. In einem hat sie 
recht: Die Ungleichverteilung in Griechenland ist nach den 
Sparmaßnahmen noch größer als vor fünf Jahren. Und das 
destabilisiert auch dieses Land.

Jetzt beginnt das Spiel also von vorne: eine neue Regie-
rung, die wieder glaubt, Griechenland stecke nur in einer 
Staatsschuldenkrise. In jedem Fall braucht der weitere 
Reformprozess in Griechenland neue Spieler, etwa die 
OECD. Und eins ist auch klar, wenn die notwendigen Ver-
änderungen – also Strukturreformen und Investitionen – 
zur Stärkung der privaten Wirtschaftskräfte nicht bald 
erfolgen, wird die Geduld der Europartner mit Griechen-
land irgendwann am Ende sein. 

Fünf Jahre sind vergangen, seitdem die griechische 
Regierung wissen ließ, sie könne ihre Staatsschulden nicht 
bedienen. Das primäre Ziel ihrer Gläubiger war es, unter 
Aufsicht der Troika den laufenden griechischen Staatshaus-
halt möglichst schnell auszugleichen. Der Fokus lag also 
auf dem Budget. Man fragt sich nur, ob es den vergan-
genen Regierungen und der Troika bewusst war, wie sehr 
Griechenland nicht nur in einer Staatsschulden, sondern in 
einer strukturellen Wirtschaftskrise steckt?

Die Prognosen des IWF über das griechische Bruttoinlands
produkts (BIP) lassen daran zweifeln. Denn zwischen erwarte-
tem und tatsächlichem BIP klafft über fünf Jahre hinweg eine 
Lücke von jährlich fünf Prozent. Ein massiver Irrtum! Der Fokus 
auf die Staatsschulden hatte erhebliche Folgen, denn was 
beim Ansatz der Troika bis heute fehlt, ist der Wachstums- und 
Investitionsaspekt zur Lösung der griechischen Krise.

Was wurde erreicht in den vergangenen fünf Jahren? 
Renten, Sozialausgaben und Löhne wurden dramatisch ge-
senkt. Griechenlands Lohnstückkosten zählen heute zu den 
niedrigsten im Euroraum, vor der Krise waren sie die höchs-
ten – allein, es gibt kaum etwas, was Griechenland nur 
deshalb viel besser exportieren kann. Tatsächlich konnte 
der Primärhaushalt Griechenlands im Jahr 2014 mit einigen 
Tricks ausgeglichen werden. Aber in Sachen Reformen hat 
sich zu wenig getan. Das Geschäftsklima in Griechenland 
hat sich kaum verbessert. Vor allem die bürokratischen 
Hürden für die Gründung, den Betrieb, aber auch die Schlie-
ßung von Unternehmen sind hoch geblieben. Kein Wunder, 
dass in Griechenland kaum jemand investieren will.

Hier zeigt sich, dass der Reformprozess unter Aufsicht der 
Troika gescheitert ist, auch sie hat nicht ausreichend auf der 
Umsetzung dieser Reformen beharrt; diese hätten im ersten 
Jahr erfolgen müssen, parallel zu den Kostensenkungen. 
Und was noch viel schlimmer ist: Dass gerade die jungen, 
innovativen Unternehmen mit zukunftsfähigen Produkten 
substantielle Investitionen in Forschung und Entwicklung 
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